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Proteste nach Manzur-Sieg
FPV-Kandidat gewinnt in Tucumán / Opposition beklagt Wahlbetrug
Proteste vor dem Regierungspalast in San Miguel de Tucumán. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) – Bei Protesten gegen mutmaßliche Manipulationen bei den Gouverneurswahlen in Tucumán sind mehr als 20 Menschen verletzt worden. Die Polizei ging am Montagabend in der Provinzhauptstadt San Miguel de Tucumán mit Gummigeschossen und Tränengas gegen Demonstranten vorgegangen, die daraufhin Steine geworfen hätten, meldete die Nachrichtenagentur DyN. Auch am Dienstag gab es Protestkundgebungen vor dem Regierungspalast, die jedoch friedlicher verliefen.
Die Wahl vom Sonntag hatte indes der Regierungskandidat Juan Manzur recht deutlich gewonnen. Der Bewerber von der Kirchner-treuen „Siegesfront“ (FPV) erreichte nach der vorläufigen Auszählung 54,42 Prozent der Stimmen und setzte sich so gegen seinen ärgsten Widersacher José Cano durch, der es auf 40,76 Prozent brachte. Cano war für das „Bündnis zum Bicentenario“ angetreten, das von den Präsidentschaftskandidaten Mauricio Macri und Sergio Massa unterstützt wurde. Die Opposition sprach von Wahlbetrug und verlangte eine Neuauszählung.
Manzur ist als Nachfolger seines Parteifreunds José Alperovic vorgesehen, der zwölf Jahre an der Spitze der Provinzverwaltung gestanden hatte, aber aufgrund des Wahlgesetzes nicht noch einmal antreten durfte. Der 46-jährige Mansur hatte von 2007 bis 2009 bereits als Alperovic’ Vize fungiert, ehe er nach Buenos Aires ging, um nationaler Gesundheitsminister zu werden. Dieses Amt bekleidetet der gelernte Arzt bis zum Februar dieses Jahres.
Den Wahlen in Tucumán, dem kleinsten Flächenstaat Argentiniens, kam landesweite Bedeutung zu, da sie in den Zeitraum zwischen Vor- und Hauptwahlen auf nationaler Ebene fielen. Von daher waren sowohl Daniel Scioli, der Präsidentschaftskandidat des linksperonistischen Regierungslagers, als auch sein konservativer Gegenspieler Macri am Wahlabend in die vergleichsweise dicht besiedelte Provinz im Nordwesten gefahren.
Dort mussten sie bis weit nach Mitternacht warten, ehe es erste verlässliche Ergebnisse gab. Die Stimmenauszählung dauerte außergewöhnlich lange, zudem wurden mehrere Unregelmäßigkeiten beklagt. In den Städten San Pablo, Sargento Moya und Los Ralos sollen insgesamt 42 Wahlurnen verbrannt worden sein. Die Opposition beklagte zudem, dass Essenspakete an Wähler verteilt worden seien, um deren Abstimmverhalten zu Gunsten des Regierungslagers zu beeinflussen.
Gouverneur Alperovic kündigte an, in den betroffenen Wahllokalen erneut wählen zu lassen. Das Ausmaß der Vorfälle sei gleichwohl begrenzt und nicht wahlentscheidend gewesen. Die Forderung Canos, alle Stimmen noch einmal auszählen zu lassen, wurde am Dienstag von der Wahlgerichtsbarkeit der Provinz zurückgewiesen. Die Wahlrichter sahen keinen hinreichenden Verdacht für einen Wahlbetrug.
Seitens der Opposition hatte es schon am Wahlabend deutliche Unmutsäußerungen zum Verlauf des Urnenganges gegeben. So sah Macri in den verbrannten Stimmzetteln eine „Schande für Tucumán“. Er und sein derzeitiger politischer Verbündeter, UCR-Chef Ernesto Sanz, beklagten ein Klima der Gewalt. Sie sprachen von „schwerwiegenden Hinweisen“ auf Unregelmäßigkeiten.
Scioli hingegen warf Macri vor, durch seine Äußerungen „das Spielfeld zu beschmutzen“. Er forderte seinen Rivalen auf, Reife an den Tag zu legen und die Niederlage seines Lagers einzugestehen. Auch Manzur blies ins selbe Horn und ätzte in Richtung Macri: „Sie wollen eine transpararente Wahl mit schmutzigen Sachen in den Dreck ziehen.“ Dies hätten die Provinz und deren Bürger nicht verdient. „Aber wir wussten, dass dies passieren würde, wenn sie verlieren“, so Manzur.
Argentinien
„Das Potenzial ist groß“
Bundesminister Schmidt wirbt für gentechnikfreies Soja in Argentinien
Bundesminister Christian Schmidt. (Foto: mc)
Buenos Aires (dpa/mc) - Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU) hat in Argentinien für den Anbau von gentechnikfreiem Soja geworben. Schmidt traf am vorigen Freitag in Buenos Aires seinen argentinischen Amtskollegen Carlos Casamiquela. Der deutsche Agrarminister wies darauf hin, dass in Deutschland eine sichere Abnahme von gentechnisch nicht verändertem Soja zu erwarten sei. In Argentinien wird weit über 90 Prozent der Sojafläche mit Gensamen bepflanzt. Casamiquela habe aber eine positive Bereitschaft zum Ausdruck gebracht, das Thema auf der Agenda zu halten, sagte Schmidt vor Journalisten in der deutschen Botschaft in Buenos Aires.
Der deutsche Biomarkt, mit einem aktuellen Volumen von rund sieben Milliarden Euro, biete Drittländern günstige Exportgelegenheiten, erklärte Schmidt. Auf diesem Premiummarkt seien Preise bis zu 30 Prozent über dem von gentechnisch verändertem Soja zu erhalten. Nur sei eine Logistik erforderlich, die die Vermischung von gentechnikfreiem Soja mit genetisch manipuliertem Anbau verhindere. Zu diesem Zweck sei Deutschland bereit, eine wissenschaftliche Kooperation mit Argentinien auszubauen.
Schmidt bemühte sich aber festzustellen, dass er nicht als Staatshändler für Soja gekommen sei. Vielmehr wollte er lediglich auf die Situation auf dem Absatzmarkt Deutschland hinweisen: „Der Verbraucherwunsch ist das Maß aller Dinge.“ Dort käme es heutzutage immer mehr auf die Frage an, wie etwas produziert werde. Dazu gehöre auch, den Einsatz von Pestiziden so gering wie möglich zu halten.
Einen besonderen Akzent setzte der Landwirtschaftsminister auf den Aspekt der Nachhaltigkeit. Als Beispiel nannte er die Rinderzucht. Hier könne man durch ökologisch bewusstere Züchtung und Haltung dafür sorgen, dass der für die Atmosphäre schädliche Methanausstoß bis zu 30 Prozent reduziert werde.
Immer noch ist Deutschland mit bis zu 28 Prozent wertmäßig der größte Abnehmer des argentinischen Rindfleisches. Insgesamt gehen jährlich 21.000 Tonnen Rindfleisch von Argentinien nach Deutschland. Auch wenn Argentinien insgesamt auf dem Weltmarkt in Zahlen gemessen seine einstige Spitzenposition eingebüßt habe, stehe sein Rindfleisch vom Image her immer noch ganz vorne, so der Minister.
Das Potenzial der bilateralen Zusammenarbeit bewertete Schmidt insgesamt als groß – ungeachtet der Exportbeschränkungen, die Argentinien sich gegenwärtig selbst auferlege. Bereits im Vorfeld seines Besuchs hatte der Minister betont, dass die Verfügbarkeit der Agrarrohstoffe und ihr Handel möglichst nicht durch Exportsteuern und –quoten behindert werden sollten.
Doch Schmidt empfiehlt auch, auf Diversifizierungen der Anbauprodukte und ökologisch bewusste Produktionsformen zu setzen. Dies habe er im Gespräch mit dem hiesigen Landwirtschaftsverband Sociedad Rural deutlich gemacht. „Es gab eine große Bereitschaft, darauf einzugehen“, schildert der Minister.
Schmidt hatte vor seiner Stippvisite in Buenos Aires an den Regierungskonsultationen der Bundesregierung mit Brasilien teilgenommen. Als einziger der insgesamt sechs Bundesminister, die Bundeskanzlerin Angela Merkel nach Brasília begleitet hatten, fuhr er im Anschluss nach Argentinien. Zuvor hatte Schmidt auch in Uruguay Station gemacht.
In der argentinischen Hauptstadt hatte Schmidt nicht nur mit fachpolitischen Themen zu tun. So fiel dem CSU-Politiker mit Wahlkreis Fürth auch die angenehme Aufgabe zu, den deutsch-argentinischen Schriftsteller Roberto Schopflocher mit dem „Goldenen Kleeblatt“ auszuzeichnen. Dabei handelt es sich um den Ehrenpreis der Stadt Fürth, der Heimatstadt des Geehrten. Schopflocher, der aus einer jüdischen Familie stammt, emigrierte 1937 mit seiner Familie nach Argentinien.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
War es politischer Mord?
Zu einem Politikum geworden ist der Tod des 22-jährigen Jorge Ariel Velásquez in der Provinz Jujuy. Sogar Präsidentin Cristina Fernández schaltete sich öffentlich in den Fall ein, nachdem der junge Mann in der Vorwoche seinen Schussverletzungen erlegen war, die er am 8. August in der Stadt San Pedro erlitten hatte. Unklar ist, ob ein politisches Motiv hinter der Tat steht. Senator Gerardo Morales, der die oppositionelle Radikale Bürger Union (UCR) in der nördlichsten Provinz des Landes führt, gab an, der 22-Jährige sei Mitglied seiner Partei gewesen. Gleichzeitig behauptete er, dass die Täter aus den Reihen der Kirchner-nahen Organisation „Tupac Amaru“stammten. Dies wiederum veranlasste die Präsidentin im TV zu behaupten, Velázquez sei nicht der Mitglied der UCR, sondern der Partei der Volkssouveränität gewesen sei. Letztere wird von der Tupac Amaru-Chefin Milagro Sala geführt. Die Verwirrung war allenthalben groß. Mittlerweile wurden drei Personen festgenommen, wie die Zeitung „Página/12“ unter Berufung auf die ermittelnde Staatsanwältin Silvia Farall berichtete. Diese wollte sich indes beim Tatmotiv noch nicht festlegen: „Ich weiß nicht, ob es einen politischen Hintergrund gibt.“ Die Juristin kündigte an, in alle Richtungen ermitteln zu wollen. Eher gegen diese These der politischen Tat spricht die Aussage Velázquez’, der vor seinem Tod zu Protokoll gab, dass die Täter ihm sein Handy rauben wollten.
Staatsgeheimnisse
Im Prozess um mögliche Justizbehinderung nach dem AMIA-Attentat hat Ex-Präsident Carlos Menem darum gebeten, von seiner Geheimhaltungspflicht als einstiges Staatsoberhaupt entbunden zu werden. Diesen Wunsch trug Menems Anwalt Omar Daer vor dem zuständigen Bundesgericht in Buenos Aires vor. Allerdings könnten die Informationen, die Menem bislang zurückhielt, dazu führen, dass die aktuelle Regierung, die Interessen der Nation, aber auch „das friedliche Zusammenleben mit anderen Ländern“ gefährdet würden, hieß es. Die Justiz will den heute 85-Jährigen zu Vorwürfen vernehmen, nach denen dieser dafür gesorgt haben soll, dass bestimmte Spuren bei den Ermittlungen nicht weiter verfolgt worden seien. So die sogenannte „syrische Spur“, die einen Geschäftsmann aus dem Nahostland hätte belasten können. Die Familie des Betroffenen hatte bei Menem, der selber syrische Wurzeln hat, interveniert. Auf Seiten der Kläger sorgten die jüngsten Erklärungen von Menems Anwalt für gewisse Empörung: „Wenn Menem etwas über das Attentat weiß und 21 Jahre lang darüber geschwiegen hat, dann möge er jetzt vor Gericht erzählen, was er weiß. Das ist er den Opfern als minimale Wiedergutmachung schuldig“, erklärte die prozessbeteiligte Organisation Memoria Activa.
Streik in der Landwirtschaft
Unter dem Schlagwort „Tötet das Land nicht“ hat der Agrarsektor in der zurückliegenden Woche mit einem Streik auf seine Forderungen aufmerksam gemacht. Bei dem fünftägigen Ausstand, zu dem drei der vier großen Agrarverbände aufgerufen hatten, verlangten die Agrarvertreter an erster Stelle eine Absenkung der Exportsteuern. Dieser Schritt sei angesichts fallender Preise für landwirtschaftliche Produkte und wegfallender Absatzmärkte im Ausland unumgänglich, hieß es. Während des Streiks gab es keinen Handel mit Getreide und lebenden Tieren. Von dem Ausstand ausgenommen waren Regionen, die von den starken Regenfällen der letzten Wochen besonders betroffen waren. Auch der Handel mit schnell verderblicher Ware ging weiter. Die Agrarverbände, die den Streik organisierten, waren Coningaro, CRA und Sociedad Rural. Von den vier Vereinigungen, die im Verbindungskomitee vertreten sind, verzichtete nur die Federación Agraria auf eine Teilnahme. Der Protest zeitigte schnell erste Erfolge: Am Dienstag kündigten mehrere Präsidentschaftskandidaten, darunter Daniel Scioli und Mauricio Macri, an, die bisherige Besteuerung für landwirtschaftliche Produkte auf den Prüfstand stellen zu wollen.
Sciolis Vermögen
Präsidentschaftskandidat Daniel Scioli hat erstmals seit 2007 sein Vermögen offengelegt. Gegenüber der Anti-Korruptionsbehörde (OA) gab der amtierende Gouverneur der Provinz Buenos Aires an, Güter, Ersparnisse und Vermögenswerte in Höhe von insgesamt 13,6 Millionen Pesos zu besitzen. Dies ist deutlich weniger als sein ärgster Rivale im Kampf um das Präsidentenamt, Mauricio Macri, der seine Habe bei der erwähnten Behörde auf rund 60 Millionen Pesos beziffert hatte. Sciolis Vermögen besteht zu einem großen Teil aus dessen Beteiligung an der Immobilienfirma Capanone, wo der linksperonistische Politiker Aktien im Wert von 9,1 Mio Pesos besitzt. Der Gouverneur gab des Weiteren an, 161.000 US-Dollar auf einem Konto zu haben, was nach offiziellem Kurs einem Wert von 1,49 Mio Pesos entspricht. Scioli nennt eine Villa in Benavidez sein Eigen, deren Wert er auf 2,1 Mio Pesos taxierte. An Autos nannte er nur einen Ford Mondeo, Baujahr 1998. Das Modell ist zu alt, um in der Werttabelle der OA geführt zu werden. Was Wasserfahrzeuge betrifft, gab der einstige Motorbootrennfahrer nur einen Schiffsrumpf aus dem Jahr 1990 als Besitz an. Wert: 1279 Pesos.
Cristina erneut Oma
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist am Sonntag zum zweiten Großmutter geworden. Ihre 25-jährige Tochter Florencia brachte in einer Kaiserschnitt-OP im Krankenhaus Otamendi eine Tochter zur Welt. Der Name der 3,2 Kilogramm wiegenden Neugeborenen war zunächst noch nicht bekannt. Vater des Babys ist Camilo Vaca Narvaja, Sohn von Fernando Vaca Narvaja, einem Gründungsmitglied der Guerrilla-Organisation Montoneros. Florencia und Camilo hatten sich vor rund einem Jahr bei einer Fete der Kirchner-treuen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ kennengelernt. Die Präsidentin war vor zwei Jahren erstmals Oma geworden. Damals gebar Rocío García, die Partnerin von Cristinas Sohn Máximo, den kleinen Néstor Iván. Mit dessen einjährigem Geburtstag am 15. Juli des Vorjahres begründete die Staatschefin ihr Nichterscheinen beim WM-Finale zwischen Argentinien und Deutschland in Rio de Janeiro. (AT/mc)
Meinung
Wahlschwindel in Tucumán
In Tucumán, im Nordwesten Argentiniens, wo 1816 die Unabhängigkeit der damaligen Vereinigten Provinzen vom spanischen Königsreich verkündet wurde, fanden am vergangenen Sonntag vorgezogene Wahlen für Gouverneur und Vize, Bürgermeister und Parlamentarier statt, mit insgesamt rund 25.000 Kandidaten. Zur Wahl stand der Arzt Juan Manzur, bis vor kurzem Gesundheitsminister im Kabinett der Präsidentin Cristina Kirchner, mit politischer Hilfe des Gouverneurs José Alprerovich, dessen Gattin Beatriz Roikés de Alperovich bis vor wenigen Jahren im nationalen Kongress als Vizepräsidentin nach Amado Boudou fungierte, welchen Posten derzeit Senator Zamora aus Santiago del Estero innehat. Die Alperovichs und Zamora sind abtrünnige Radikale der UCR, die sich für die Gunst der Kirchners verkauften.
Die Provinzwahlen gewann zwar Manzur gegen seinen Herausforderer, den Radikalen José Cano, den Macri und Massa auch unterstützen, mit rund 55 gegen 45 Prozent der Stimmen. Cano siegte in der Provinzhauptstadt, Manzur im verarmten Provinzinneren, wo Alperovich mit Geschenken und Wahlschwindel für Stimmen sorgte.
In der Folge gingen zahllose enttäuschte Bürger/innen auf die Straße und es gab Massenkundgebungen auf dem zentralen Platz Independencia vor dem Regierungsgebäude. Die Provinzpolizei griff mit Reitern, Knüppeln, Pfefferspray und dergleichen ein, angeblich um zu vermeiden, dass das Regierungsgebäude gestürmt würde. Der Protest dauerte zwei Tage, derweil einige Wahlurnen auf den Straßen verbrannt wurden. Cano zeigte an, dass einige Wahlergebnisse gefälscht worden waren und forderte sogleich Neuwahlen nur für Gouverneur und Vize, was die Regierung ablehnte.
Die vom Fernsehen landesweit übertragenen Kundgebungen und die Klarstellungen von Cano über den Wahlschwindel führten dazu, dass die maßgebenden Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen vom 25. Oktober, Daniel Scioli, Mauricio Macri und Sergio Massa, in Tucumán Stellung bezogen. Für Scioli war es sichtlich peinlich, wogegen Macri und Massa die Gelegenheit nutzten, den umständlichen Wahlmodus kritisierten und empfahlen, die Elektronik wie in der Autonomen Stadt von Buenos Aires einzuführen, dank der der zumal in Provinzen, wo justizialistische Politiker das Sagen haben, übliche Wahlschwindel mit Fälschung der Ergebnisse der Zählung der Wahlzettel (wie sie Cano in konkreten Fällen mit Unterlagen angezeigt hatte), gedämpft werden würde.
Peinlich für Scioli, der sich bemüht, unentschlossene Wähler/innen zu überzeugen, um die Oktoberwahlen in erster Runde ohne Stichwahl zu gewinnen, günstig für Macri und Massa im Wahlkampf, warf der Wahlschwindel in Tucumán sein trübes Licht auf den Wahlkampf in voller Fahrt.
Meinung
Umstrittener Einigungsvertrag
Von André Stahl
Am 3. Oktober ist es in Deutschland wieder soweit. Dann geht es einmal mehr um die Datschen - jene berühmten Wochenendhäuschen im Osten. Denn an diesem Tag läuft der Kündigungsschutz für die Pächter von Grundstücken samt Datsche in Ostdeutschland aus, die Nutzungsverträge schon vor der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 abgeschlossen haben. Es sei denn, sie hatten am Tag der Einheit vor 25 Jahren bereits das 60. Lebensjahr vollendet.
So jedenfalls sieht es das „Schuldrechtsanpassungsgesetz“ für diese Pachtverträge vor. Es ist eine jener stets heftig diskutierten Regelungen zu Vermögensfragen, die nachgeschoben werden mussten, weil der damals im Eiltempo ausgehandelte Einigungsvertrag nicht jedes Detail zur Vereinigung von DDR und Bundesrepublik klären konnte.
Was wiederum dazu führt, dass auch heute - 25 Jahre nach Unterzeichnung des in weniger als acht Wochen fertiggestellten Vertragswerks - immer noch heftig gestritten wird: über Ost-Datschen, Wasseranschlüsse, DDR-Diplome, Renten, „in der DDR geschiedene Frauen“, Regierungs-Doppelsitze, Vereine - und, und, und. Erst im April 2013 hatten sich Bund und Ost-Länder abschließend über die Verteilung des verbliebenen DDR-Staatsvermögens verständigt.
Über Sinn und Unsinn der schnellen Wiedervereinigung 1990 wird regelmäßig debattiert. Der Beitritt der „neuen Länder“ zur Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 23 des Grundgesetzes hat sich bekanntlich durchgesetzt - auch weil die ungeduldige Mehrheit der DDR-Bürger es so wollte. Die Alternative nach Artikel 146, also die Ausarbeitung einer neuen gemeinsamen Verfassung und eine spätere Vereinigung, wurde rasch verworfen.
Dass der vom SED-Regime später verbotene Text der DDR-Nationalhymne nicht in eine gesamtdeutsche Hymne hinübergerettet wurde, haben die „Ossis“ sicher verschmerzt. Angeblicher Grund: Das gehe nicht, weil der DDR-Text von Johannes R. Becher ein Neunzeiler sei, die Haydn-Melodie aber einen Achtzeiler verlange. Aber heute noch „Auferstanden aus Ruinen“ zu singen, macht wohl auch keinen Sinn.
Vielleicht sei es eher eine Frage der Veränderungsbereitschaft im Westen gewesen, meinte vor fünf Jahren der deutsche Innenminister Thomas de Maizière: „Deutschland hätte von der DDR vielleicht nicht den Hymnen-Text, aber ruhig ein bisschen mehr übernehmen können als nur den grünen Pfeil und das Ampelmännchen.“ Wenigstens gab es noch die Empfehlung, das gelbe DDR-Fünfeckschild mit Waldohreule gesamtdeutsch als Naturschutzgebiet-Schild zu nutzen.
Die Chance für echte Erneuerungen in ganz Deutschland wurde aber verpasst. Rückblickend wäre es sicher besser gewesen, nicht auf einen Schlag das gesamte westdeutsche Rechtssystem auf Ostdeutschland zu übertragen, gestand selbst de Maizière einmal ein.
Immerhin: Als die Unterhändler Wolfgang Schäuble und Günther Krause (beide CDU) am 31. August 1990 jenen „Vertrag über die Herstellung der deutschen Einheit“ in Berlin unterzeichneten, galt ein fein austariertes Ost-West-Verhältnis: Die Füllfederhalter der Marke „Markant“ kamen aus der DDR, das Papier aus Bonn; angestoßen wurde mit West-Sekt in Ost-Kristallgläsern - so heißt es jedenfalls.
Schäuble meinte zur 25-Jahres-Bilanz, Wiedervereinigung und Einheit seien doch insgesamt recht gut gelungen. Krause gelangte mit dem Abstand von 20 Jahren schon 2010 zu dem Schluss: „So vieles gibt es nicht, was man hätte anders machen sollen oder können.“
Die Umsetzung aber hätte besser sein können. Was mit der Grund dafür ist, dass über den Wert von DDR-Bildungsabschlüssen immer noch Gerichte urteilen müssen. Oder dass über das Bonn-Berlin-Gesetz und den teuren Doppel-Regierungssitz alljährlich gestritten wird.
Mit dem Einigungsvertrag wurde Berlin als Hauptstadt festgeschrieben. Ein Komplettumzug der Regierung von der alten Bundeshauptstadt am Rhein an die Spree wurde aber ausgeschlossen - als Lebensversicherung für Bonn. Auch wenn dies den Staat Millionen kostet und Bonn mit zugesicherten Konzernsitzen, Top-Organisationen und Milliarden mehr als entschädigt wurde. Jeder neue Beamtenposten in Berlin zulasten der alten Bundeshauptstadt erregt heftigst die Gemüter - parteiübergreifend vor allem im Bundesland Nordrhein-Westfalen.
Im geltenden Koalitionsvertrag bekennen sich CDU/CSU und SPD zum Berlin-Bonn-Gesetz. Noch immer haben sechs Bundesministerien offiziell ihren ersten Sitz in der „Bundesstadt“ Bonn. Auch die „Regierungsflieger“ sind in Köln/Bonn stationiert, weshalb viele Leerflüge anfallen. Auf ewig in Stein gemeißelt ist aber nichts.
Inzwischen befinden sich nur noch 38 Prozent der Ministeriums-Arbeitsplätze in Bonn - ein weiterer Rückgang gegenüber Dezember 2014 und aus Sicht der Bonn-Unterstützer ein Verstoß gegen das Gesetz. Der „Rutschbahneffekt“ zulasten Bonns dauert an. Gerade Ost-Politiker argumentieren: Ein Komplettumzug erhöhe nicht nur die Effizienz, sondern sei auch ein wichtiger Schritt zur Vollendung der staatlichen Einheit. (dpa)
Meinung
Randglossen
Überschwemmungen und kein Ende. Die gewaltigen Regenfälle in der Provinz Buenos Aires, vor allem unweit des Río Salado, haben bewirkt, dass immer noch tausende Hektar Agrarland überflutet sind. Das Wasser läuft langsam ab, obwohl in den achtziger Jahren Kanäle gebaut worden waren und der Fluss mit zwei Abläufen in den Atlantik, ein normaler und der andere ein Kanal, Überschwemmungen verhindern konnten. Das misslang dieses Jahr, nachdem sich herausstellte, dass der Salado-Fluss überfordert war. Die Opposition kritisierte die Präsidentin, weil sie angeblich geschwiegen habe, anstatt sogleich Stellung zur Katastrophe zu nehmen. Für Gouverneur Scioli war der Fall noch peinlicher, weil er sich auf eine kurze Erholungsreise nach Italien begeben hatte und eiligst zurückkehren musste. Unterdessen überfluten die Regenfälle immer noch Agrarbetriebe, was dazu beitragen wird, dass die nächsten Ernten niedriger als erwartet ausfallen werden.
Das neue Zivilrecht erlaubt Ehepaaren, sich ohne Angabe eines Grundes scheiden zu lassen, wenn ihre Ehe gescheitert ist, so dass die Scheidung ein einfacher Justizprozess geworden ist. Ob diese Reform dazu führen wird, dass auch nicht formell verheiratete Paare dem Ehestand angeglichen werden, muss sich noch zeigen. In Ehestreitigkeiten sind meistens die Frauen in Gefahr, die ihren Partnern rein physisch unterlegen sind. In letzter Zeit werden im Fernsehen immer mehr Ehekonflikte gezeigt, die früher verschwiegen wurden, auch Frauenmorde, Spanisch „femicidio“ genannt, rücken in den Blickpunkt. Die Aufklärung ist sicher positiv, doch kommt der Verdacht auf, dass den Fernsehkanälen mit diesen reißerischen Themen hauptsächlich an ihren Einschaltquoten gelegen ist.
Bei der Judo-WM im kasachischen Astana hat die Argentinierin Paulo Pareto das Husarenstück vollbracht, die Japanerin Haruna Asami im Finale der Konkurrenz der bis 48 Kilogramm schweren Judokas zu bezwingen. Ein Erfolg gegen eine Vertreterin des Mutterlandes des Judos. Vielleicht ist dies im Ländervergleich Argentiniens mit Japan ja eine späte Revanche dafür, dass vor einigen Jahren mit Kyoko und Hiroshi Yamao ein japanisches Paar die Tango-WM in Buenos Aires gewann. Wie könnten die Japaner jetzt ihrerseits wieder kontern? Vielleicht ja, indem sie demnächst der argentinischen Polo-Mannschaft den Weltmeister-Titel abnehmen. Dann allerdings wären die stolzen Gauchos wohl in akuter Gefahr, Harakiri zu begehen.
Jo-Jo-Effekt bei Pumuckl: Die Erziehungsberechtigten der beliebten deutschen Zeichenfigur hatten dem kugelbäuchigen Kobold eine Blitzdiät verordnet. Der pummelige Rotschopf fiel dem Schlankheitswahn zum Opfer und musste hungern: In der neuen Sonderausgabe ist er deutlich dünner dargestellt - ganz ohne Wampe. Die Fans waren schockiert. Es folgten Proteste via Twitter. Unter dem Hashtag #bringbackbäuchlein forderten sie seinen Bauch zurück. Mit Erfolg: Der Verlag reagierte und versicherte, dass Pumuckl seine Pfunde schnellstmöglich zurückbekommt.
Wirtschaft
Rückläufiger Aussenhandel
Im Juli erreichte der Saldo der Handelsbilanz u$s 204 Mio., 75% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In 7 Monaten 2015 betrug der Überschuss u$s 1,44 Mrd., 65% unter dem Vorjahr. Das macht u$s 2,70 Mrd. weniger aus, die bei der kritischen Zahlungsbilanzlage stark ins Gewicht fallen. Dabei muss man auch berücksichtigen, dass das positive Ergebnis nur erreicht wurde, weil die Importe beschränkt werden, einmal durch die Genehmigungen (DJNI), die in jedem Einzelfall vom Handelsekretariat gewährt werden müssen, und in der Praxis mit Verspätung und in vielen Fällen bei Kürzung der geforderten Mengen erteilt werden. Und dann kommt noch die Genehmigung der ZB für die Zahlung in Devisen hinzu, die auch mit Verzögerung gewährt wird. Bei freiem Import, wie er bis vor einigen Jahren bestand, hätte Argentinien ein Handelsbilanzdefizit, statt einen Überschuss.
Im Juli lagen die Exporte mit u$s 5,89 Mrd. um 12%, und die Importe waren mit u$s 5,69 Mrd. um 4% unter dem Vorjahr. Der Aussenhandel schrumpft, wie es die Entwicklung der letzten Jahre zeigt
Der Rückgang der Exporte betrug somit in zwei Jahren 25,87%, und der Importe 19,53%. Bei den Exporten wirkte sich an erster Stelle der starke Preisrückgang aus. In den ersten 7 Monaten 2015 lag der Wert der Exporte um 17% unter dem Vorjahr. Bei Brennstoffen (Gas und Erdölprodukte) lag der Wert der Exporte um ganze 56% unter dem Vorjahr, wobei die Preise um 47% und die Mengen um 17% sanken. Bei den Importen lag der Wert in 7 Monaten 2015 um 12% unter dem Vorjahr. Der Brennstoffimport lag wertmässig um 45% unter dem Vorjahr, 36% wegen niedrigerer Preiser und 13% wegen geringerer Mengen.
In 7 Monaten 2015 gingen von den Exporten 25% nach dem Mercosur (an allererster Stelle nach Brasilien), 25% nach Asien (an allererster Stelle nach China), 14% nach der EU und 36% an andere Länder. Von den Importen entfielen 24% auf den Mercosur, 27% auf Asien, 17% auf die EU und 15% an andere Länder. Die Hälfte des Aussenhandels konzentriert sich somit auf den Mercosur und Asien, also vornehmlich auf Brasilien und China. Die Probleme, die gegenwärtig in beiden Ländern bestehen, wirken sich somit direkt auf Argentinien aus.
Bei den Exporten hatten dieses Jahr die industriellen Produkte, die auf der Verarbeitung von landwirtschaftlichen Rohstoffen beruhen, eine Beteiligung von 40%, und lagen somit an erster Stelle, gefolgt von reinen Industrieprodukten (zum grössten Teil Kfz, die jedoch weitgehend durch Importe aus Brasilien ausgeglichen werden) mit 31%. Primäre Produkte (Landwirtschaft und Bergbau) hatten einen Anteil von 25%, und Brennstoffe und Energie einen von 4%.
Wirtschaft
Beteiligung der ANSeS an privaten AGs
Gesellschaft..........Beteiligung (in%)
Banco Macro:..........31,00
San Miguel:..........26,96
Gas Natural BAN:..........26,63
Consultatio:..........24,88
Edenor:..........26,81
Distrib. de Gas Cuyana:..........26,12
Siderar:..........26,03
Telecom Argentina:..........24,99
Transport. Gas del Sur:..........23,11
Pampa Energía:..........23,23
Grupo Conces. Oeste:..........21,56
Mirgor:..........21,54
Endersa:..........20,96
Grupo Financ. Galicia:..........20,32
Imp. & Exp. Patagonia:..........20,24
Molinos Rio de la Plata:..........20,04
Transener:..........19,57
Socoterm Americas:..........6,11
Solvay Indupa:..........16,71
Banco Patagonia:..........15,29
Endesa Costanera:..........15,39
Camuzzi Gas Pampeana:..........12,65
Petrobras Energía:..........11,85
Holcim:..........11,31
Capex:..........10,73
Aluar:..........9,35
Grupo Clarín:..........9,00
Metrovías:..........8,55
Metrogas:..........8,13
BBVA Banco Francés:..........7,90
Euromayor:..........6,25
Quickfood:..........5,27
Banco Hipotecario (1):..........4,94
IRSA:..........4,48
Central Puerto:..........1,75
Cresud:..........3,56
Alto Palermo:..........1,38
Transpor.Gas del Norte:..........0,73
Ledesma:..........0,36
Alpargatas:..........0,01
Edesal Holding:..........20,96
Eggas Holding:..........20,96
Edesa Holding:..........20,96
Petrobras Argentina:..........11,85
Inversora Eléctrica:..........2,09
Wirtschaft
Die Frage der Kreditverträge in Dollar
Das neue Zivil- und Handelsgesetzbuch, das vor kurzem in Kraft getreten ist, hat bei Dollarschulden die Frage aufgeworfen, ob sie bei Verfall alternativ in Pesos zum offiziellen Kurs gezahlt werden können, auch wenn dieser Kurs unter dem freien Kurs oder dem Kurs liegt, der sich bei Staatspapieren ergibt, die auf Dollar lauten und in Pesos gehandelt werden.
Artikel 765 des neuen Gesetzbuches bestimmt, dass eine Dollarschuld auch in Pesos gezahlt werden kann, wobei dabei als selbstverständlich angenommen wird, dass die Umwandlung des Dollarbetrages in Pesos zum offiziellen Kurs erfolgt. Um diese Möglichkeit ausser Kraft zu setzen oder zumindest juristisch zu entschärfen, wird empfohlen, bei Darlehen in Dollar von vorne herein festzusetzen, dass der Schuldner auf die Zahlung in Pesos verzichtet, und dass die Schuld bei Verbot des Kaufs der Devisen (wie es gegenwärtig der Fall ist) mit Staatsbonds gezahlt werden kann, die auf Dollar lauten, gemäss der Notierung an der Börse zum Verfalltag, oder in Pesos, zum Kurs, der sich bei diesen Bonds ergibt. Nachdem der Oberste Gerichtshof die Devisengeschäfte, die über gleichzeitigen Kauf und Verkauf von staatlichen Dollarbonds an der Börse von Buenos Aires und von New York (was im lokalen Finanzjargon „contado con liqui“ benannt wird) unlängst als legal erklärt hat, ist eine vertragliche Klausel in diesem Sinn auch legal.
In den 90er Jahren waren Dollarverträge normal, wobei die Zahlung in Dollar erfolgen musste. Ausser der Konvertibilität war damals der Dollar (auch der Euro u.a. Währungen) als interne Währung zugelassen worden, so dass es auch Girokonten in Dollar gab. Das wurde Anfang 2002 abgeschafft. In der ersten Fassung des neuen Zivil- und Handelsgesetzbuches wurde das Prinzip beibehalten, dass Devisenschulden nur in der vertraglich festgesetzten Währung gezahlt werden könnten. Das wurde jedoch bei der endgültigen Fassung geändert.
Indessen widerspricht Artikel 766 des neuen Gesetzbuches dem genannten Artikel 765, indem er bestimmt, dass der Schuldner die Schuld in der gleichen Währung zahlen muss, in der er den Betrag erhalten hat. Es fällt auf, dass dieses wichtige Thema bei der parlamentarischen Diskussion nicht aufgekommen ist, und das Gesetzbuch schliesslich zwei Artikel über das gleiche Thema enthält, die sich offen widersprechen. Das verheisst in Zukunft Prozesse, bei denen schliesslich der Oberste Gerichtshof wird entscheiden müssen, ob und wann Dollarschulden in Pesos zum offiziellen Kurs gezahlt werden können.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 9,29, leicht über der Vorwoche und um 8,46% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,60 Mrd., gegen u$s 33,66 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,428 zum 30.12.15 bei $ 9,89 und zum 31.03.16 bei 10,59. Der Terminkurs per Ende Juli 2016 enthält einen Jahreszinsstaz von 28,11%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,92. Dies wird mit einer Verringerung des Höchstbetrages für Dollarkäufe von lokalen Sparern in Verbindung gesetzt, weil diese diese Dollar auf dem Schwarzmarkt verkaufen. Somit fiel dieses Angebot praktisch aus. Der Kurs, der sich bei Geschäften ergibt, die über den Kauf und Verkauf von Staatsbonds in Dollar erfolgt, die an den Börsen von Buenos Aires und New York gehandelt werden (hier als „contado con liqui“ bezeichnet), schloss bei $ 13,80.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 6,06% und lag 19,95% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 24,51% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,45%, lagen jedoch um 16,96% über Ende 2014. Boden 2015 gewannen 0,05% zur Vorwoche und 6,95% gegenüber Ende 2014. Global 2017 Arg lagen mit 13,09% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 223,22 (Vorwoche $ 221,18) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 318,89 (Vorwoche $ 315,98).
***
Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (INDEC), benannt EMI („Estimador Mensual Industrial“), der eine Schätzung auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten ist, die jedoch den allergrossten Teil der Industrie umfassen, weist im Juli eine interanuelle Zunahme von 0,7% und gegenüber Juni 2015 eine von 2,7% aus. Nach 22 Monaten mit interanuellen Rückgängen, weist der Index zum ersten Mal eine Zunahme auf. Dennoch liegen die ersten 7 Monate 2015 um 0,9% unter dem Vorjahr. Im Juli weisen folgende Branchen Zunahmen aus: Lebensmittel: +8,3%; Zement: +7,3%; Kunststoffe: +9%; Erdölverarbeitung: +4,9%. Auf der anderen Seite weisen folgende Bereiche Abnahmen aus: Textilien: -11,6%; Stahl: -10,5%; Kfz: -7,7%.
***
Am Mittwoch kündigte Wirtschaftsminister Kicillof ein Massnahmenpaket für den Zugang von kleinen und mittleren Unternehmen (pymes) zum Kredit an. Die Präsidentin wies am Nachmittag in ihrer Rede anlässlich des 161 Jahrestages der Börse von Buenos Aires auch auf das Thema hin. Es handelt sich um folgendes: 1. Die nationale Wertpapierkommission wird für diese Unternehmen ein vereinfachtes Verfahren für die Ausgabe von Wertpapieren haben; 2. Beim Handel mit vordatierten Schecks wird die Frist des Handels verlängert und die Abrechnung in 24 Stunden verfügt; 3. Es werden neue Wechsel erlaubt, die auf den Inhaber (und nicht auf den Namen) lauten, für Beträge bis zu $ 100.000, die mit einer Garantie einer Gesellschaft für gegenseitige Garantien (SGR) zählen; 4. Der Höchstbetrag der Obligationen wird auf $ 50 Mio verdoppelt; 5. Die Investmentfonds werden gezwungen, mindestens 2,5% des Fonds in kleinen und mittleren Unternehmen zu investieren; 6. Die Wertpapierkommission wird eine Abteilung für die unentgeltliche Beratung dieser Unternehmen schaffen;7. Es wird ein Treuhandfonds von $ 15 Mio. jährlich geschaffen, genannt „Asisitir“, der die Kosten der ersten Emission eines Kleinunternehmens tragen wird.
***
CFK sprach sich am Mittwoch in der Börse von Buenos Aires kategorisch gegen eine Abwertung aus. Eine solche würde den einzigen Damm zerstören, der uns verbleibt, nämlich der Binnenmarkt. Sie erklärte, es gäbe keinen direkten Zusammenhang zwischen Abwertung und Exporten, und wies in diesem Sinn auf die Exportentwicklung bei Ländern hin, die stark abgewertet hätten, wie Brasilien und China.
***
Planungsminister Julio de Vido bestätigte, dass im September die noch fehlenden Ausrüstungen für die zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz aus China eintreffen werden. Das bedeutet, dass diese Kraftwerke, die sehr unwirtschaftlich sind und hohe Subventionen erfordern, weil die Stromkosten sehr hoch sein werden, effektiv gebaut werden. Die Kosten werden auf insgesamt u$s 4,71 Mrd. veranschlagt, aber voraussichtlich wird der Betrag viel höher sein.
***
Der EMAE-Index des INDEC (Estimador mensual de la actividad económica), der eine grobe Schätzung der BIP-Entwicklung ist, ergab für Juni eine interanuelle Zunahme von 3,8%. Diese beruht vorwiegend auf der guten Konjunktur der Bauwirtschaft, die auf gestiegene öffentlichen Bauten und dem Wohnungsbauplan ProCreAr beruht. Ebenfalls wirkten sich die weichen Kredite für dauerhafte Konsumgüter (Ahora12) aus. Und schliesslich hat sich auch die hohe Sojabohnenernte, die jetzt auf ca. 60 Mio. Tonnen geschätzt wird, auch ausgewirkt. Der Wirtschaftler Orlando Ferreres gelangt für Juni auf ein interanuelles Plus von 3,6%, also fast gleich viel wie das INDEC. Doch für die ersten sechs Monate weist das INDEC ein Plus von 1,5% aus, Ferreres hingegen nur 0,2%.
***
Am Freitag, dem 28. August, wird das Wirtschaftsministerium eine neue Emission der BAADE-Bonds ausschreiben, mit denen schwarze Dollarguthaben weissgewaschen werden können. Der Erlös wird für Energieinvestitionen eingesetzt.
***
Das Wärmekraftwerk in Rio Turbio hat in der Vorwoche die letzten Proben überstanden und Strom an das Verbundnetz geliefert. Das Kraftwerk von 240.000 MW hat laut offizieller Information u$s 700 Mio. gekostet, in Wirklichkeit jedoch viel mehr. Das Werk war für den Verbrauch der Kohle aus dem Bergwerk bestimmt, um auf diese Weise das von Néstor Kirchner rückverstaatlichte Unternehmen „Yacimientos Carboníferos Fiscales“ erhalten zu können, das grosse Schwierigkeiten mit dem Absatz dieser minderwertigen Kohle hatte. Doch dabei ergab sich, dass das Kraftwerk gut fünf Mal so viel Kohle benötigt, wie das Bergwerk erzeugt. Somit wurde es schliesslich derart gestaltet, dass es auch Gas verbrennen kann, wobei eine Gasleitung von einem Lager zum Kraftwerk errichtet wurde. Das Kraftwerk ist auf alle Fälle unwirtschaftlich, wobei der allgemeine Strompreis die Kosten nicht deckt. Ausserdem muss das Schatzamt für die Rückzahlung des Kredites aufkommen, mit dem die Anlage finanziert wurde.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat in der Vorwoche Schatzscheine für $ 788 Mio. untergebracht. Gleichzeitig hat sie eine Erweiterung des Budgets für 2015 von $ 85 Mrd. um $ 4,2 Mrd. gefordert, die im Wesen für die unlängst erhöhten Gehälter bestimmt sind, aber auch für Subventionen von Privatschulen ($ 450 Mio.) und für das Kinderhospital Juan Garrahan ($ 44 Mio.).
***
Die argentinische Immobilienkammer berichtet, das zwischen 60% und 70% der neuen Wohnungsgebäude der Bundeshauptstadt ausschliesslich auf Stromverbrauch ausgerichtet sind, statt auch auf Gas, wie es traditionell der Fall war. Das vereinfacht und verbilligt den Bau, und soll auch für die Bewohner bequemer sein. Statt einer Zentralheizung hat jede Wohnung dann eine individuelle elektrische Heizung, meistens mit einem Luftkühlgerät, das auch für diesen Zweck eingesetzt werden kann. Viele Bewohner von Stadtwohnungen sind tagsüber nicht zu Hause, während andere im gleichen Gebäude den ganzen Tag in der Wohnung verbringen. Eine Zentralheizung auf Gasbasis kann diesen unterschiedlichen Wünschen nicht entgegenkommen.
***
Nachdem die Maisernte dieses Jahres praktisch beendet ist, überraschte das Landwirtschaftsministerium mit einer Schätzung der Produktion von 33,8 Mio. Tonnen. Für die Getreidebörse von Buenos Aires und die Börse von Rosario waren es hingegen nur rund 26 Mio. t. Bei einer so hohen Ernte, wie sie offiziell berechnet wurde, müssten jetzt die Exportgenehmigungen (ROE) stark erhöht werden, was bisher nicht der Fall war.
***
Das Programm der Erneuerung von Haushaltsgeräten, das vor 20 Wochen eingeführt wurde, wurde inzwischen schon in 16.242 Fällen angewendet, 57% bei Waschmaschinen und 43% bei Eisschränken. Das Programm besteht darin, dass diejenigen, die ein bestehendes Gerät durch ein neues tauschen, das weniger Strom verbraucht, dabei eine Subvention erhalten, so dass das neue Gerät sie weniger kostet. Jetzt wurde das Programm auf zehn weitere Ortschaften der Provinz Buenos Aires ausgedehnt. Den meisten Konsumenten ist jedoch dieses Programm nicht bekannt, weil sie Regierung sich nicht bemüht hat, es allgemein bekannt zu machen.
***
Die Zeitung „La Nación“ berichtet, dass die internationale Consulting-Firma Halcrow 1998/99 einen integralen Plan zur Überwindung der Überschwemmungen für das Becken des Salado-Flusses der Provinz Buenos Aires (der in der Bucht von Samborombon mündet) ausgearbeitet hat, der 11 Jahre für die Durchführung beanspruchen würde und u$s 1,8 Mrd. kosten sollte. Daraufhin wurde ein hydrischer Fonds geschaffen, der mit einer Sondersteuer auf Benzin und Pressgas gespeist wurde, der ab 2002 umgerechnet u$s 3,3 Mrd. einnahm. Dennoch wurde nur 40% des Projektes durchgeführt. Die Durchführung verzeichnet einen jährlichen Fortschritt von 4 km, was bedeutet, dass das Problem erst 2035 gelöst wäre. Das Gebiet des Salado-Flusses, das von Überschwemmungen bedroht ist, umfasst 170.000 qkm.
***
Der angesehene Landwirtschaftsexperte Gustavo Lopez, von der Consulting-Firma Agritrend, schätzt die mit Getreide und Ölsaat dieses Jahr bebaute Fläche auf 32,6 Mio. ha, gegen 33,5 Mio. 2014 und 35 Mio. 2011. Das Landwirtschaftsdepartemente der USA, (USDA), das über gute Information aus Satellitenphographien und erstklassige Experten verfügt, rechnet für dieses Jahr mit einem Rückgang der gesähten Fläche von 5% bis 10%, sofern die Landwirte nicht bald positive Signale der Regierung erhalten. Zu den ungünstigen wirtschaftlichen Bedingungen für diese Tätigkeit ist jetzt die Wirkung von Überschwemmungen hinzugekommen, die schon gesäte Felder ruinierten und den Anbau in weiteren erschweren.
***
Die Stahlproduktion ist weiterhin rückläufig. Mit 431.000 t wurde im Juli 9,6% weniger als im gleichen Vorjahreszeitraum und 3% weniger als im Vormonat erzeugt. Wie die Argentinische Stahlkammer weiter berichtet, liegt die kummulierte Produktion für die ersten sieben Monaten bei 2,86 Mrd. t, ein Rückgang um 9,7% weniger gegenüber dem gleichen Zeitraum 2014. Unter den Stahlerzeugern herrscht immer noch grosse Sorge über die steigenden Exporte aus China in die Region. Sie erreichten im 1. Halbjahr 51,9 Mio. T.
***
Die Überschwemmung des Salado-Flusses, in der Provinz Buenos Aires, betrifft laut Schätzung landwirtschaftlicher Verbände insgesamt 160.000 ha, in den Bezirken San Miguel del Monte, General Belgrano, Lezama, Chascomús, Castelli, Dolores und Pila. In diesem letzten Bezirk wies Bürgermeister Gustavo Walker darauf hin, dass 70% des Bezirks überschwemmt sei und 320.000 Rinder gefährdet seien, die unmittelbar ernährt und in trockene Gebiete gebracht werden müssen. Das Wasser fliesst langsam ab.
***
Die Zuckerindustrie steckt in einer schweren Krise, die auf niedrigen Preisen beruht. Zum zurückgebliebnen Wechselkurs kommt jedoch der Preisverfall auf dem Weltmarkt hinzu. Die jährlichen Verluste der Industrie und der Pflanzer liegen bei $ 2,5 Mrd., schätzt Fernando Nebbia, Präsident des argentinischen Verband der Zuckerindustrie. Die Hälfte aller unabhängigen Zuckerrohrpflanzer hat Probleme mit der Produktion. Die Kleinproduzenten verlieren $ 50 für jeden 50 Kilo Sack, der im Inland vermarktet wird. Einige Zuckerfabriken in Tucumán gingen schon in Konkurs.
***
Torf aus Feuerland soll nach China exportiert werden. Es handelt sich um einen Brennstoff aus vermordenten Pflanzenresten. Torf wird jedoch bei der Zubereitung von Böden für die Blumenzüchtung oder den Tabakanbau verwendet. Die Torfproduktion ist in Feuerland enorm gestiegen. Die Importe Argentiniens, vorwiegend aus Kanada, konnten um bis zu 70% verringert werden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Nach einem heftigen Einbruch der Lastwagenverkäufe in Brasilien will Daimler 1500 Jobs in einem Werk nahe Sao Paulo streichen. Der brasilianische Lkw-Markt sei im ersten Halbjahr um 44% geschrumpft und der Daimler Lastwagen-Absatz in einer ähnlichen Größenordnung zurückgegangen. „Mit einer schnellen Erholung des Marktes ist leider nicht zu rechnen“, berichtet Daimler. Aus dem Halbjahresbericht des Autobauers geht hervor, dass die Stuttgarter seit Anfang 2013 bereits rund 3000 Stellen in Brasilien abgebaut haben. Zur Jahresmitte hatte Daimler demnach noch knapp 11.900 Mitarbeiter in Brasilien. (Stuttgarter Zeitung)
***
Die chinesische Three Gorges Corporation, die das Wasserkraftwerk der drei Schluchten betreibt (das grösste der Welt) hat in Brasilien zwei Wasserkraftwerke (Salto und Garibaldi) und ein Stromverteilungsunternehmen für u$s 483,3 Mio. gekauft, teilt die Börse von Sao Paulo mit. Vom Preis werden u$s 269,4 Mio. sofort bezahlt, und ausserdem Schulden für u$s 213,9 Mio. übernommen.
***
In Brasiien erreichte die Arbeitslosigkeit im 2. Quartal 8,3% der aktiven Bevölkerung, 0,4 Prozentpunkte mehr als im 1. Quartal und 1,5 Punkte über dem gleichen Vorjahresquartal, teilt das statistische Amt mit. Das bedeutet, dass 8,3 Mio. Menschen keine bezahlte Arbeit haben. Dilma Rousseff hatte noch letztes Jahr darauf hingewiesen, dass zwischen 2011 und 2014 5 Mio. zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen worden seien. Nachdem die Wirtschaft sich in einer Rezessionsphase befindet und die Regierung Staatsausgaben abbauen will, erscheint es Schwierig gleichzeitig die Beschäftigung zu erhöhen.
***
Die Ausgaben der Brasilianer auf Auslandsreisen sind im Juli innerjährlich um 30,39% gesunken. Dabei ist der Juli traditionell ein Monat mit Schulferien. Laut der Zentralbank haben die Brasilianer insgesamt u$s 1,68 Mrd. in anderen Ländern ausgegeben. Im Juli vergangenen Jahres lag die Summe noch bei u$s 2,401 Mrd. Auch die Ausgaben von Ausländern in Brasilien sind gesunken: im Juli lagen diese nur noch bei u$s 468 Mio.; im Juli 2014 lagen sie bei u$s785 Mio. (Brazil News)
***
Im Rahmen seiner politischen Gespräche in Südamerika, hat sich Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt mit seinem argentinischen Kollegen Carlos Casamiquela getroffen, und sich dabei mit Nachdruck für einen zügigen Abschluss des Freihandelsabkommens EU-Mercosur eingesetzt. (Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Berlin)
***
Geschäftsnachrichten
Dow
Jim Fitterling, Vizepräsident des weltweit grössten chemischen Konzerns, Dow Chemical, besuchte dieser Tage das Bohrfeld von El Orejano. In Vaca Muerta hat Fitterling dem Pilotversuch zur Erdgasgewinnung aus einem Schiefergaslager beigewohnt, den Dow gemeinsam mit YPF durchgeführt hat. Das Projekt zählt 16 Bohrungen, mit einer Tagesproduktion von 750.000 cbm. Dow betreibt bei Bahía Blanca ein grosses petrochemisches Werk, in dem sie vorwiegend Polyähtylen herstellt, das sie unter der Menem-Regierung von „Fabricaciones Militares“, dem militärischen Konglomerat von Unternehmen, übernommen hat. Mit der Mitwirkung an der Gasförderung in Vaca muerta, will sich Dow das notwendige Gas sichern.
YPF
Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen hat im 1. Halbjahr 2015 ein interanuelle Produktionserhöhung von 6% beim Erdöl und 14,1% beim Gas erzielt, während die gesamte landesweite Produktion beim Erdöl nur um 0,4% und bei Gas um 3,5% zunahm. YPF hat Abnahmen bei anderen Unternehmen mehr als ausgeglichen. Trotz des Verfalls des internationalen Erdölpreises um 50% zwischen Juli 2014 und Juli 2015, hat YPF seinen Investitionsplan weitergeführt, sowohl in den konventionellen Lagern, wie im Schiefergas und -erdöllager Vaca Muerta. Im 2. Quartal 2015 wurde die Förderung mit 37 Erdöhlbohrungen und 9 von Gas in Loma Campana und El Orejano (im Gebiet von Vaca Muerta) aufgenommen, wo YPF zusammen mit der US-Firma Chevron tätig ist. YPF hat im 2. Halbjahr 2014 $ 12,41 Mrd. in Forschung und Förderung investiert, 40,3% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Dies hat sich 2015 ausgewirkt.
General Motors
Die lokale Filiale der US-Firma GM hat im Einvernehmen mit der Gewerkschaft SMATA die Aufhebung der Tätigkeit von 2.350 Arbeitern in ihrer Fabrik im Rosario-Vorort Alvear während zwei Tagen im August und 4 Tagen im September verfügt. Die Löhne werden dabei jedoch voll gezahlt. Auf der anderen Seite haben sich ca. 300 Arbeitnehmer dem Plan des freiwilligen Rückzugs angeschlossen.
Shell
Dieser Erdölkonzsern erhielt von der Provinz Neuquén Förderungsgenehmigungen über 35 Jahren für nicht konventionelles Erdöl und Gas in den Blöcken Sierras Blancas und Cruz de Lorena, in Vaca Muerta. Zunächst sollen hier Pilotversuche gestartet werden. Erst später soll über die weiteren Schritte entschieden werden. Shell hat eine Investition i.H. von u$s 252 Mio. zugesagt.
Wirtschaftsübersicht
Die Aktienpakete der ANSeS sollen staatlich bleiben
Als der Staat 2008 die privaten Pensionskassen übernahm, wurden deren Anlagen, mit denen zukünftige Pensionen und Hinterbliebenenrenten gezahlt werden sollten, auf das Amt für die Verwaltung der sozialen Sicherheit, genannt ANSeS, übertragen und einem „Fonds für die Haltbarkeit des Systems“ einverleibt. Dabei wurden die relativ geringen Beteiligungen der einzelnen Kassen an börsenkotierten Unternehmen zu grösseren Paketen, so dass die Unternehmen statt mehrerer kleiner Minderheitsaktionäre einen bedeutenden Minderheitsaktionär hatten, was etwas ganz anderes ist. Dies erlaubte der ANSeS, in vielen Fällen Direktoren zu stellen. Seit 1971 bestimmt das Gesellschaftsrecht, dass Aktienpakete von über 20% Anrecht auf mindestens einen Direktor haben. Vorher ernannten die Vertreter der Kapitalmehrheit alle Direktoren. Sofort erhielten Personen, die CFK nahestanden, gut bezahlte Direktoriumsposten, angefangen mit Axel Kicillof, der neben seinem Amt als Wirtschaftsminister auch Mitglied des Direktoriums des Stahlwerkes Siderar, vom Techint Konzern, ist, und ein üppiges Honorar bezieht. In der Tat kauft sich die Firma damit Schutz von Eingriffen der Regierung, und erhält direkten Einfluss auf diese. Es ist unvermeidlich, dass Kicillof, der dabei ein persönliches Interesse hat, dass Siderar gut verdient, als Lobbist tätig ist. Es ist eine milde Form von Korruption. Im Grunde ist das Amt des Wirtschaftsministers mit einem Direktoriumsposten bei einem Privatunternehmen unvereinbar.
Die Aktienpakete, um die es hier geht, sind im Prinzip zum Verkauf bestimmt, sofern die ANSeS Mittel braucht, um die Renten u.a. Sozialausgaben zu zahlen. Da vom Vermögen des Sonderfonds von $ 548 Mrd. über die Häfte aus staatlichen Wertpapieren besteht, zu denen noch Kredite für sozialen Wohnungsbau und andere Zwecke hinzukommen, die keine unmittelbare Liquidität haben, gewinnen die Aktienpakete von 11,3% des Gesamtvermögens, gleich $ 62 Mrd., eine grössere Bedeutung. Denn, wenn die ANSeS zu den Mitteln des Fonds greifen will, kann sie gewiss nicht Staatspapiere verkaufen, die das Schatzamt kaufen müsste, mit Mitteln, die die ZB durch Geldemission schafft. Streng genommen, müsste die ANSeS schon jetzt Aktien verkaufen, um Schulden an Rentner zu zahlen, die durch richterliche Urteile bestätigt wurden, in vielen Fällen Urteile des Obersten Gerichtshofes. Und wenn man das US-System anwenden würde, dass Urteile der obersten Gerichtsinstanz für Gerichte erster und zweiter Instanz bindend sind, womit der Weg bis zum Obersten Gerichsthof erspart bleibt, dann gelangt man per sofort auf einen viel höheren Betrag. Dieses Thema steht hier gegenwärtig zur Diskussion.
Mauricio Macri u.a. Sprecher seiner PRO-Partei, haben schon erklärt, dass die Aktienpakete verkauft werden müssen (durch Versteigerung, Ausschreibung oder einfach an der Börse), um die Schulden an Rentner zu bezahlen. Massa ging so weit, den Pensionären zu versprechen, ihnen die magischen 82% (bezogen auf die letzten Löhne oder Gehälter der Rentner) zu zahlen und dabei den Sonderfonds einzusetzen. Auch das bedeutet im Wesen Verkauf der Aktienpakete.
Allein, CFK und ihre Ideologen denken anders. Sie wollen die Aktienpakete der ANSeS in staatlichen Händen behalten und dabei direkten Einfluss auf die Unternehmen ausüben. Das entspricht dem Konzept der Montonero-Terroristen der 70er Jahre, das CFK, Zannini u.a. Regierungsmitglieder auch heute befürworten, einen Kommunismus nach jugoslawischem Vorbild einzuführen, bei dem grosse und mittlere Unternehmen staatlich sind, und die kleinen privat verbleiben. Von verschiedenen Seiten aus steuert CFK in kleinen Schritten auf dieses Konzept zu. In diesem Sinn äussert sie sich auch immer wieder gegen Privatisierungen, wobei schon unter Néstor Kirchner einige wichtige Rückverstaatlichungen stattfanden, und auch die Privatisierung öffentlicher Dienste über Konzessionsverträge allgemein faktisch aufgehoben wurde, so dass der Schritt zur totalen staatlichen Übernahme, der noch fehlt, sehr klein ist. In der Vorwoche ging CFK so weit, auch die Konzessionierung der griechischen Flughäfen an die deutsche Fraport zu beanstanden, obwohl in Argentinien die Flughäfen seit 1997 privat in Konzession betrieben werden (von „Aeropuertos Argentinos 2000“, kontrolliert von Eduardo Eurnekian), was sehr gut funktioniert und auch von den Kirchners weder beanstandet, noch gestört wurde. Zum Glück!
Am Donnerstag der Vorwoche kündigte die Präsidentin in einer Fernsehansprache die Schaffung, per Gesetz, eines neuen Amtes an, benannt „Nationale Agentur für staatliche Beteiligungen an Unternehmen „ (Agencia estatal para participaciones en empresas), dem die Aktienpkete der ANSeS unterstehen. Dabei sollen sie jedoch weiter im Garantiefonds bleiben, was ein Widerspruch ist. Denn hier handelt es sich um Vermögenswerte, die jederzeit verkauft werden können, wenn es für die Zahlung der Ansprüche der Renter notwendig ist. Vom Kapitalbesitz als passive Anlage wird jetzt auf das Konzept einer Beteiligung mit staatlicher Einflussnahme auf die Unternehmen übergegangen. Das bedeutet auf alle Fälle eine höhere staatliche Intervention. Von da zur staatlichen Kontrolle über eine Kapitalmehrheit, wie bei YPF, ist der Schritt nicht gross. Das Gesetz könnte auch bestimmen, dass in mehr Fällen staatliche Direktoren ernannt werden, also auch wenn das Aktienpaket unter 20% liegt. Es gäbe somit mehr schöne Posten für Freunde. Als Vorbild für diese Agentur werden die staatliche Gesellschaft für Industriebeteiligung von Spanien, der obere strategische Rat für Staatsunternehmen von Bolivien und die Ownership Steering Department von Finnland genannt.
Das Gesetz wirkt auf alle Fälle, in Tat und Geist, gegen Privatisierungen und für Rückverstaatlichungen, ganz oder zum Teil. Es stellt auch eine latente Drohung für alle Unternehmen dar, die gelegentlich Schwierigkeiten haben können und eventuell eine staatliche Unterstützung benötigen. In den USA hat sich der Staat anlässlich der schweren Finanzkrise von 2008/09 an mehreren Unternehmen beteiligt, an erster Stelle General Motors und die Versicherunsgesellschaft AIG, hat jedoch einige Jahre später die Aktien nach und nach verkauft. In Argentinien bestünde in so einem Fall die Gefahr, dass die Unternehmen staatlich bleiben und dabei eine Belastung für die Wirtschaft und die Staatsfinanzen darstellen.
Es ist erstaunlich wie wenig CFK und ihre Mannschaft, sowie die meisten Politiker und viele einflussreiche Journalisten und andere, die sich über Politik und Wirtschaft äussern, von der argentinischen Erfahrung mit Staatsbetrieben gelernt haben, und auch, dass sie den grossen Erfolg der Privatisierungen nicht begriffen haben. Sie scheinen sich alle nicht an die Telefonknappheit und den schlechten Dienst von Entel, die miserable staatliche Hafenbetreibung und viele andere Fälle zu erinnern. Ohne die Privatisierungen der Menem-Regierung wäre weder die Stabilität der 90er Jahre, noch das Wachstum von 1991 bis 1998 und dann von 2002 bis 2011 möglich gewesen. Auch die Sozialpolitik der Kirchners hätte nicht so grosszügig sein können, weil Staatsbetriebe hohe öffentliche Mittel beansprucht hätten, wie es heute krass bei Aerolineas Argentinas, aber auch bei AYSA (Wasserversorgung und –entsorgung) u.a. Staatsunternehmen der Fall ist, wobei auch die Steuereinnahmen aus den privatisierten Unternehmen ausgefallen wären. Das alles sollte man nicht vergessen.
Ausser den ANSeS-Aktienpaketen übernimmt die neue Agentur die Staatsbeteiligungen an Aeropuertos Argentina 2000, an Frachteisenbahnen und auch die Pakete von Unternehmen, die sich in vollem Staatsbesitz befinden, wie Correo Argentino (Post), Arsat (Satelliten), die BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior), AYSA (Wasserversorgung- und Entsorgung), die Hafenverwaltung, verschiedene Kraftwerke und Playas Ferroviarias de Buenos Aires, die Grundstücke der Eisenbahnen verwaltet, die zum Teil für den Wohnungsplan Pro.Cre.Ar. bereitgestellt werden. YPF und YPF-Gas werden ausdrücklich ausgeschlossen, weil in diesem Fall das Gesetz über Souveranität der fossilen Brennstoffe gilt. Ebenfalls ist die Banco de la Nación Argentina ausgenommen.
Die neue Agentur soll unter dem Vorsitz des ANSeS-Leiters, Diego Bossio, stehen. Hinzu kommen im Direktorium noch zwei Vertreter der Regierung und zwei des Kongresses, davon einer für die Mehrheit oder erste Minderheit, und ein weiterer für die zweitstärkste im Kongress vertretene Partei. Ebenfalls soll eine bikamerale parlamentarische Komission für die Aufsicht der Unternehmen geschaffen werden, an denen der Staat beteiligt ist. Die Rolle dieser Kommission wurde nicht genauer definiert, obwohl man wirklich nicht weiss, was sie dabei zu tun hat. Denn sämtliche Unternehmen werden schon von der Justizinspektion, dem Steueramt und gelegentlich auch von der nationalen Wertpapierkommission kontrolliert. Im Grunde ist diese parlamentarische Mitwirkung dazu gedacht, den Verkauf von Aktienpaketen des Staates zu verhindern.
Was das Direktorium der neuen Behörde zu entscheiden hat, ist nicht klar, es sei denn es wird an eine stärkere Staatsintervention bei den betroffenen Unternehmen gedacht. Und das geht direkt in Richtung der staatlichen Übernahme einer Kapitalmehrheit. Zunächst wird dieses neue Amt, mit seiner bürokratischen Struktur, der Staatskasse zusätzliche Ausgaben aufbürden, wobei die Direktoren eine Rente erhalten, ohne viel tun zu müssen. Wie bei CFK üblich, werden zu einem Zeitpunkt, in dem gespart werden muss, die Staatsausgaben erweitert.
Das Gesetz sieht vor, dass der Verkauf von Aktien von Gesellschaften, die von der neuen Agentur verwaltet werden, von einer Zweidrittelsmehrheit des Parlamentes beschlossen werden muss. Das bedeutet, dass die nächste Regierung, auch wenn Macri oder Massa Präsidenten werden, die Aktien faktisch nicht verkaufen kann. Bisher konnte die ANSeS diese Aktien durch einfachen Beschluss verkaufen, da es sich um eine passive Kapitalanlage handelt, die nur für Sicherung der Zahlungen an Rentner bestimmt ist. Jetzt stellt sich somit die Frage, was geschieht, wenn die ANSeS das Geld benötigt, aber der Kongress sich dem Verkauf der Aktien widersetzt.
Diese Zweidrittelsmehrheit für den Aktienverkauf widerspricht jedoch der Verfassung, die vorsieht, dass Gesetze mit einer einfachen Mehrheit genehmigt werden, wobei die Ausnahmen genau aufgeführt werden, die sich in keinem Fall auf den Verkauf von Aktien im Regierungsbesitz beziehen. Man sollte somit annehmen, dass diese Klausel als verfassungswidrig bezeichnet und abgelehnt wird. Wenn jetzt ein Konflikt über diesen Punkt auftaucht, dann ist es gut möglich, dass das ganze Gesetzesprojekt nicht bis zum 10. Dezember verabschiedet werden kann. Bei einer neuen Regierung, auch wenn Scioli Präsident wird, und bei einer neuen Zusammensetzung des Parlamentes, sieht der Fall anders aus.
Dass eine Regierung, deren Amtszeit in knapp über drei Monaten zu Ende geht, eine so wichtige Reform durchsetzen will, in der ihre staatswirtschaftliche Ideologie krass zum Ausdruck kommt, hat wahrlich keinen vernünftigen Sinn, und ist gewiss nicht fair gegenüber dem nächsten Präsidenten, sei es Scioli, Macri oder ein anderer. Es sei denn, CFK will auch hier der nächsten Regierung Schwierigkeiten machen.
Wirtschaftsübersicht
Die Staatskasse mit zunehmend hohem Defizit
Die Regierung freut sich über die Konjunkturblase, die in der BIP-Zunahme zum Ausdruck kommt, die der EMAE-Index für Juni mit einem internauellen Plus von 3,8% ausweist. Das ist jedoch zum grossen Teil eine indirekte Folge erhöhter Staatsausgaben, und auch der weichen Kredite für den Kauf von dauerhaften Konsumgütern (Programm „Ahora12“) und für soziale Wohnungen (Programm „Pro.Cre.Ar.“). Doch diese Politik, die Keynes als „deficit spending“ bezeichnete, also Ausgaben, die mit einem Defizit finanziert werden, die er für Krisenzeiten befürwortete, wendet Minister Kicillof systematisch an, unabhängig von der Konjunktur. Sie ist auf Dauer unhaltbar, besonders für ein Land wie Argentinien, das keine echte Finanzierung für sein Defizit hat, und wenn, nur zu hohen Zinsen, die die Lage noch mehr verschlimmern.
Die Zeitung „La Nación“ veröffentlichte am letzten Sontag ein Interview mit Kicillof, in dem dieser sagt, der IWF habe für Argentinien für das erste Halbjahr 2015 ein Defizit von 3,9% des BIP (des ersten Halbjahres) ermittelt, und für die Vereinigten Staaten eines von 4,2%. Daraus zieht er den Schluss, dass das argentinische Defizit nicht so schlimm sei. Indessen liegt der Fall so, das die USA ihr Defizit bequem finanzieren, zu Zinsen, die nahe bei Null liegen, wobei ein Teil der zusätzlichen Dollarnoten im Ausland, besonders in Argentinien, gehortet werden. Wir tragen somit zur Defizitfinanzierung der USA bei. In Argentinien zahlt der Staat für neue Dollarbonds über 8% (und hat auch so Schwierigkeiten, sie unterzubringen), und in Pesos nahe an die 30%, wobei ausserdem den wesentlichen Teil des Defizites mit monetärer Expansion finanziert wird, die inzwischen zu einer Rate von nahezu 35% jährlich steigt und die Inflation anheizt.
Was das Defizit betrifft, so müsste man noch das sogenannte „quasifiskalische Defizit“ hinzurechnen, das die ZB trägt, wenn sie sich über Lebac-Wechsel zu 27% und mehr verschuldet, und das Geld dann zu niedrigeren Sätzen dem Schatzamt leiht. Abgesehen davon beruht die IWF-Zahl auf dem offiziell berechneten Defizit. Mit den Zuwendungen der ANSeS und der ZB gelangt man auf 5,6% des BIP. Das ist die richtige Zahl.
Im ersten Halbjahr 2015 weist das Schatzamt ein Defizit von $ 107,13 Mrd. aus, 187,3% mehr als im Vorjahr. Doch wenn man die Zuwendungen der ANSeS hinzuzählt, die keine echten Einnahmen darstellen, weil es sich um Gewinne des Fonds handelt, der für Zahlung von Renten bestimmt ist (und für nichts anderes), dann steigt das Defizit auf $ 129,8 Mrd. Und wenn man noch die Zuwendungen der ZB addiert, die aus Gewinnen stammen, die jedoch in Wirklichkeit reine Buchgewinne sind, die auf der Aufwertung der Reserven, in Pesos ausgedrückt, als Folge der Abwertung entstehen, dann gelangt man auf fast $ 160 Mrd. Hochgerechnet auf das ganze Jahr wären es somit $ 320 Mrd. Doch im zweiten Halbjahr setzt eine höheres Defizit ein, ganz besonders in einem so wichtigen Wahljahr wie diesem, und bei einer Regierung, die sich nicht scheut, öffentliche Gelder für Propaganda für die Wahlkampagne einzusetzen, und auch sonst weit und breit Geld verschenkt und vergeudet, um Stimmen zu erhalten. Somit kann man für das ganze Jahr mit einem echten Defizit von gut $ 400 Mrd rechnen. Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt von $ 5,5 Bio, stellt dies über 7% dar. Ein so hohes Defizit gab es zum letzten Mal bei der Hyperinflationswelle von 1989.
Im ersten Halbjahr stiegen die Steuereinnahmen im weiteren Sinn um 28,8%, während die Ausgaben um über 40% zunahmen. In den letzten Jahren sind die Steuereinnahmen real stark gestiegen, einmal als Folge des BIP-Wachstums, der bis 2012 bestand, dann durch die Inflationswirkung auf die Einkommenssteuer (hier falsch Gewinnsteuer benannt), ebenfalls aus höheren Einnahmen an Exportzöllen, und schliesslich auch durch eine bessere Steuereintreibung, die dem Einsatz der neuen Computertechnologie zu verdanken ist, die die Kontrollmöglichkeiten exponentiell erweitert hat. Bei dieser Konstellation sollte das Defizit nicht sein. Aber die Ausgabenwut von CFK hat eben keine Grenzen. Die nächste Regierung muss sich dann mit der Senkung der Staatsausgaben befassen, was auf alle Fälle politisch schwierig ist, weil man dabei vielen Leuten auf die Zehe tritt. Aber dies ist unvermeidlich, weil es sonst gelegentlich zur vierten Hyperinflationdswelle kommt. Die erste fand im März 1976 statt, die zweite im gleichen Monat 1989, und dritte ebenfalls im März, im Jahr 1990. Hoffentlich bleibt uns die vierte (im März 2016?) erspart.